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Drucksache 136 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehrswesen 
(30. Ausschuß) 

über den 

Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zum Internationalen Schiffssicherheits vertrag London 1948 

- Drucksache 89 - 


1. Bericht 

des Abgeordneten Schmidt (Hamburg): 

'Der Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zum Internationalen 
Schiffssicherheitsvertrag London 1948 — Druck- 
sache 89 — wurde in der 7. Plenarsitzung des Deut- 
schen Bundestages am 3. Dezember 1953 an die 
Ausschüsse für Verkehrswesen (federführend) und 
für Post- und Fernmeldewesen sowie für auswär- 
tige Angelegenheiten (beteiligt) überwiesen. 

Die beteiligten Ausschüsse für Post- und Fern- 
meldewesen und für auswärtige Angelegenheiten 

gaben mit Schreiben vom 3. Dezember 1953 fol- 
gende gemeinsame Stellungnahme an den Vor- 
sitzenden des Ausschusses für Verkehrswesen ab: 
Die beiden obenerwähnten Ausschüsse haben 
heute in einer gemeinsamen Sitzung den Ent- 
wurf eines Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zum Internatio- 
nalen Schiffssicherheitsvertrag London 1948 
behandelt und beschlossen, dem federführen- 
den Ausschuß für Verkehrswesen zu empfehlen, 
dem Gesetzentwurf in der Fassung der Druck- 
sache 89 (Anlage a) *) unter Berücksichtigung 
der Änderungen in der Synopse (Anlage b) *) 
des Entwurfs zu einem Änderungsantrag (An- 
lage c) *) und den Berichtigungen des Wort- 
lauts des Internationalen Schiffssicherheits- 
vertrags London 1948 (Anlage d) *) unverändert 
zuzustimmen. 

Es wird darum gebeten, dies bei der Bericht- 
erstattung zum Ausdruck zu bringen. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen hat sich in 
seiner Sitzung vom 8. Dezember 1953 den Empfeh- 

*) Anlagen a bis d haben in den Ausschußberatungen 

Vorgelegen und sind diesem Bericht nicht beigefügt. 


lungen der beteiligten Ausschüsse vollinhaltlich 
angeschlossen und nach eingehender Beratung ein- 
stimmig beschlossen, dem Plenum des Deutschen 
Bundestages zu empfehlen, den Entwurf eines Ge- 
setzes über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Internationalen Schiffssicherheits- 
vertrag London 1948 in der aus der Anlage 1 
ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

I. Allgemeines 

Bei den Beratungen bezogen sich die Ausschüsse 
im wesentlichen auf die in Drucksache 89 gegebene 
Begründung. 

Die Ausschüsse vertraten einmütig die Auf- 
fassung, daß die Bundesrepublik Deutschland sich 
durch ihren Beitritt zum Schiffssicherheitsvertrag 
London 1948 den internationalen Bemühungen um 
den Schutz des menschlichen Lebens auf See bald- 
möglich anschließen sollte. Sie hielten ferner einen 
unverzüglichen Beitritt für notwendig, weil andern- 
falls die deutschen Seeschiffe mit Schwierigkeiten 
bei der Abfertigung im Ausland rechnen müssen. 
Der Ausschuß für Verkehrswesen war sich darüber 
klar, daß der Text des Vertragswerks im Rahmen 
dieses Ratifizierungsgesetzes nicht geändert werden 
kann. 

II. Im einzelnen 

Zu Art. 1: 

Der in Abs. 2 neu eingefügte Satz 2 bewirkt, 
daß die Regeln zur Verhütung von Zusammen- 
stößen auf See mit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
materielle Normen des deutschen Rechts werden 
und an die Stelle der bisherigen Seestraßenord- 
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. Februar 1906 (Reichsgesetzbl. S. 120) treten. Da- 
durch erübrigt sich der frühere Satz 1 des Abs. 3. 
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Zu Art. 2: 

Siehe Begründung in Drucksache 89. 

Zu Art. 3; 

Durch die Einfügung der Worte „zur Durchfüh- 
rung des Schiffssicherheitsvertrages“ in Abs. 1 
wird entsprechend einer Anregung des Bundes- 
rates die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen an den Rahmen des Vertragswerks ge- 
bunden. 

Die bisher in Nr. 8 vorgesehene Ermächtigung 
entfällt durch die Einfügung des Satzes 2 in Art. 1 
Abs. 2. 

Die neue Nr. 8 schafft auf Wunsch der Küsten- 
länder eine Rechtsgrundlage, die Besetzung von 
Schiffen mit Kapitänen, Schiffsoffizieren und 
Schiffsleuten sowie die Anforderungen an deren 
Eignung und Befähigung durch Rechtsverordnung 
zu regeln. 

Die Zuständigkeiten des Bundes und der Länder 
zur Ausführung der Rechtsverordnungen sollen 
durch das Gesetz gegenüber der bisherigen Auf- 
gabenteilung nicht geändert werden (vgl. Art, 5). 
Dieser Abgrenzung der Zuständigkeiten auf dem 
Gebiet der Verwaltung entsprechen die Bestim- 
mungen über die Zustimmungsbedürftigkeit der 
Rechtsverordnungen in den neuen Sätzen 2 und 3 
des Abs. 1. Die Einfügung der Worte „die Be- 
setzung der Seeschiffe durch Funker“ in Abs. 2 
wird durch die neue Nr. 8 in Abs. 1 erforderlich, 
um auch insoweit die Belange des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen zu wahren. 

In Abs. 4 sind auf Wunsch des Bundesrates die 
Worte „oberste Verkehrsbehörden“ (der Länder) 
durch die Worte „Regierungen“ (der Länder) ersetzt 
worden, damit die Landesregierungen in der Wahl 
ihrer Vertreter für den Fachausschuß frei sind. 

Zu Art. 4; 

Die als Abs. 1 neu eingefügte Strafvorschrift 
wird durch die sofortige Inkraftsetzung der neuen 
Seestraßenordnung erforderlich (vgl. Art. 1 Abs. 2 


2. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zum Inter- 
nationalen Schiffssicherheitsvertrag London 
1948 in der Fassung der Anlage 1 und unter 
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Satz 2). Abs. 2 entspricht der bisherigen Fassung 
des Art. 4. 

Zu Art. 5: 

Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die 
Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der See- 
schiffahrt vom 22. November 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 667) hat die See-Berufsgenossenschaft in 
Hamburg die Vorschriften des Bundes zur Siche- 
rung der Seefahrt auszuführen. Der vorliegende 
Gesetzentwurf erweitert den Kreis der Schiffs- 
sicherheits-Vorschriften um Bestimmungen, die 
bisher nicht als Schiffssicherheits-Vorschriften 
gelten und nicht von der See-Berufsgenossenschaft, 
sondern von den Ländern ausgeführt werden. 
Hierbei handelt es sich um die Rechtsverordnun- 
gen nach Art. 3 Abs. 1 Nrn. 5, 7 und 8. Deshalb 
beläßt Art. 5 nur die übrigen Angelegenheiten des 
Art. 3 Abs. 1 in der Zuständigkeit des Bundes und 
ermöglicht nur insoweit die Übertragung dieser 
Aufgaben an die See-Berufsgenossenschaft. 

Gleichzeitig ergibt sich hieraus in Verbindung 
mit Art. 83 GG, daß die in Abs. 1 nicht enthaltenen 
Materien Angelegenheiten der Länder sind. 

Zu Art. 6: 

Die Bestimmung enthält die Berlin-Klausel in 
der üblichen Fassung. 

Zu Art. 7: 

Da die neue Seestraßenordnung mit dem In- 
krafttreten des Gesetzes wirksam wird, muß Abs. 2 
durch Einfügung der Nrn. 3 und 4 (bisher Nrn. 1 
und 2 in Abs. 3) vorsehen, daß die entsprechenden 
bisherigen Bestimmungen gleichzeitig außer Kraft 
treten. 

Bonn, den 8. Dezember 1953 

Schmidt (Hamburg) 
Berichterstatter 


Berücksichtigung der Berichtigungen des Wort- 
lauts des Vertragswerks (Anlage 2) 
anzunehmen; 

b) die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Pe- 
titionen durch die Beschlußfassung für erledigt 
zu erklären. 


Der Ausschuß für Verkehrswesen 

Schmidt (Hamburg) 
Berichterstatter 
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Jahn (Frankfurt) 
Altersvorsitzender 



Anlage 1 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

Über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum Internationalen 
Schiffssicherheitsvertrag London 1948 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

(1) Dem Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu dem am 10. Juli 1948 auf der 
Internationalen Konferenz zum Schutz des 
menschlichen Lebens auf See In London 
Unterzeichneten Vertragswerk (Schiffssicher- 
beltsvertrag London 1948) wird mit dem 
sich aus Artikel 2 ergebenden Vorbehalt zu- 
gestimmt. 

(2) Das Vertragswerk, bestehend aus: 

1. dem Schlußprotokoll; 

2. dem Internationalen Übereinkommen 
zum Schutz des menschlichen Lebens auf 
See (Anhang A); 

3. den Regeln zur Verhütung von Zusam- 
menstößen auf See (Anhang B); 

4. den Entschließungen und Empfehlungen 
der Konferenz (Anhang C und D); 

5. dem Verzeichnis der Konferenzteilnehmer 
(Anhang E), 

wird nachstehend veröffentlicht. Die Regeln 
zur Verhütung von Zusammenstößen auf See 
(Nr. 3) erhalten unter der Bezeichnung „See- 
straßenordnung“ mit dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes Gesetzeskraft. 

(3) Der Tag, an dem das Internationale 
Übereinkommen zum Schutze des mensch- 
lichen Lebens auf See (Absatz 2 Nr. 2) nach 
seinem Arktikei XI für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzumachen. 


Artikel 2 

Die Bundesrepublik Deutsdiland behält sich 
die Regel 24 Abs. a des Kapitels II des In- 
ternationalen Übereinkommens zum Schutz 
des menschlichen Lebens auf See vor. 

Artikel 3 

(1) Der Bundesminister für Verkehr wird 
vorbehaltlich der Bestimmungen des Ab- 
satzes 2 ermächtigt, zur Durchführung des 
Schiffssicherheltsvertrages durch Rechtsver- 
ordnungen die zum Sdiutz des menschlichen 
Lebens auf See und zur Sicherheit der See- 
sdiiffahrt notwendigen Vorschriften über 

1. die Bauart, Ausrüstung und Einrichtun- 
gen der Seesdiiffe; 

2. die amtlichen Schiffsbesichtigungen, Aus- 
rüstungs- und Gerätekontrollen sowie die 
darüber auszustellenden Zeugnisse; 

3. den Bordrettungsdienst; 

4. den Betrieb der nach dem Gesetz über 
Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 1928 
(Relchsgesetzbl. I S. 8) genehmigungs- 
freien Nachrichten- und Navigationsein- 
richtungen; 

5. die Führung der Schiffs- und Maschinen- 
tagebüdier sowie der Funknavigations- 
bücher; 

6. die der Unterstützung der Seeschiffahrt 
dienenden Einrichtungen und Dienste auf 
See und an Land; 

7. die Beförderung von Getreide und ge- 
fährlichen Gütern mit Seeschiffen; 
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8. die Besetzung von Schiffen mit Kapitänen, 
Sdiiffsoffizieren und Schiffsleuten sowie 
über die Anforderungen an deren Eig- 
nung und Befähigung 

zu erlassen. Rechtsverordnungen nach den 
Nrn. 5, 7 und 8 bedürfen der Zustimmung 
des Bundesrates. Rechtsverordnungen nach 
den Nrn. 1, 2, 3, 4 und 6 bedürfen dieser 
Zustimmung nicht. 

(2) Rechtsverordnungen über die Besetzung 
der Seeschiffe mit Funkern, die Funkausrüstung 
und den Funkwachdienst der Seeschiffe, die 
Funknavigationsanlagen auf Seeschiff en und an 
Land, die Abnahme und Prüfung der Funk- 
und Funknavigationseinrichtungen auf See- 
schiffen sowie die Führung der Funktage- 
bücher werden vom Bundesminister für Ver- 
kehr im Finvernehmen mit dem Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen 
erlassen. 

(3) Die Vorschriften des Gesetzes über 
Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 1928 
(Reichsgesetzbl. I S. 8) bleiben unberührt. 

(4) Die Vorschriften über die Beförderung 
gefährlicher Güter (Absatz 1 Nr. 7) sind an 
die entsprechenden Vorschriften der anderen 
Verkehrsträger anzugleichen. Vor ihrem Er- 
laß ist ein Fachausschuß zu hören. Der Aus- 
schuß besteht aus je einem Vertreter der 
Bundesminister für Verkehr, für Wirtschaft 
und für Arbeit, der Regierungen der betei- 
ligten Länder, der Reeder, der Seeberufs- 
genossenschaft, der chemischen Industrie, der 
Wissenschaft und der Gewerkschaften. Die 
Leitung obliegt dem Vertreter des Bundes- 
ministers für Verkehr. 


Artikel 4 

(1) Wer den Vorschriften der Seestraßen- 
ordnung (Artikel 1 Abs. 2 Satz 2) zuwider- 
handelt, wird mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer einer auf Grund des Artikels 3 
erlassenen Rechtsvorschrift zuwiderhandelt, 
wird mit Geldstrafe bestraft, sofern die 
Rechtsvorschrift ausdrücklich auf diese Straf- 
bestimmung verweist. 

Artikel 5 

(1) Die Ausführung der in Artikel 3 Abs. 1 
Nrn. 1, 2, 3, 4 und 6 bezeidineten Rechts- 
verordnungen ist Aufgabe des Bundes. 


(2) § 4 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die 
Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der 
Seeschiffahrt vom 22. November 1950 (Bun- 
desgesetzbl. S. 767) erhält folgende Fassung: 

„Soweit die See-Berufsgenossenschaft in 
Hamburg die Vorschriften des Bundes zur 
Sicherung der Seefahrt (Schiffssicherheits- 
vorschriften) ausführt, untersteht sie der 
Fachaufsicht des Bundesministers für Ver- 
kehr.“ 

Artikel 6 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigungen erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Gesetzes über d.ie 
Stellung des Landes Berlin im Finanzsystem 
des Bundes (Drittes Überleitungsgesetz) vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1). 

A r t i k e 1 7 

(1) Das Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. der Artikel 2 des Gesetzes über das Inter- 
nationale Übereinkommen zum Schutze 
des menschlichen Lebens auf See (Schiffs- 
sicherheitsvertrag London 1929) vom 
10. April 1931 (Reichsgesetzbl. II S. 235); 

2. die Verordnung des Reichspräsidenten 
zur Sicherung der Seefahrt vom 22. De- 
zember 1932 (Reichsgesetzbl. II S. 243); 

3. die Verordnung zur Verhütung des Zu- 
sammenstoßens der Schiffe auf See vom 
9. Mai 1897 (Reichsgesetzbl. S. 203) ln der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. Fe- 
bruar 1906 (Reichsgesetzbl. S. 120); 

4. die Verordnung betreffend das Ruder- 
kommando vom 18. Oktober 1903 
(Reichsgesetzbl. S. 283). 

(3) Folgende Verordnungen treten außer 
Kraft, sobald die zu ihrem Ersatz bestimm- 
ten, auf Grund von Artikel 3 erlassenen Ver- 
ordnungen in Kraft treten: 

1. die Verordnung über die Sicherheitsein- 
richtungen und Sicherheitszeugnisse der 
Fahrgastschiffe vom 25. Dezember 1932 
(Reichsgesetzbl. II S. 243) in der Fassung 
des § 1 der Verordnung zur Ergänzung 
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von Vorschriften, die die Schiffssicherheit 
und die Schiffsbesatzung betreffen, vom 
31. Juli 1939 (Reichsgesetzbl, II S. 951); 

2. die Verordnung über die Sicherheit der 
Seefahrt vom 25. Dezember 1932 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 267) in der Fassung des § 2 
der Verordnung zur Ergänzung von Vor- 
schriften, die die Schiffssicherheit und die 
Schiffsbesetzung betreffen, vom 31. Juli 
1939 (Reichsgesetzbl. II S. 951); 

3. die Verordnung über die Funkausrüstung 
und den Funkwachdienst der Schiffe vom 


25. Dezember 1932 (Reichsgesetzbl. II 
S. 269) In der Fassung der Änderungsver- 
ordnung vom 7. September 1935 (Reichs- 
gesetzbl. II S, 659); 

4. die Verordnung über die Einrichtungen 
der Positionslaternen und die Abblen- 
dung der Seitenlichter vom 25. März 1935 
(Reichsgesetzbl. II S. 344) ln der Fassung 
der Änderungsverordnungen vom 13. 
April 1938 (Reichsgesetzbl. II S. 143), 
3. November 1939 (Reichsgesetzbl. II 

S. 995) und 11. Januar 1945 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 2). 


Anlage 2 


Berichtigungen des Wortlauts des Internationalen Schiffssicherheitsvertrages 

London 1948 


Seite 

3 [f] Überschrift: füge ein „Internationale“ 
hinter „Conference“ 

10 [e] setze „For the FEDERATIVE PEO- 

PLE’S. . 

11 [f] 16. Zeile von unten: setze „. . . Nor- 

man Gerald Roskruge . . .“ 

26 [d] R 2 (i), letzte Zeile: setze „gelegt 
wird“ anstelle von „gelegt ist“ 

34 [e] (b) (i), 3. Zeile: setze „. . . date of 
Corning . . .“ 

34 [d] (b) (i), 5. Zeile: setze „gelegt wird“ 
anstelle von „gelegt ist“ 

34 [d] (b) (il), letzte Zeile: setze „gelegt 

wird“ anstelle von „gelegt ist“ 

35 [d] R 2 (i), 4. Zeile: setze „Vorrats-“ 

anstelle von „Lager-“ 

37 [e] (d), letzte Zeile: Ändere die Formel 
In: 95 — 35 b/V 

40 [d] letzte Zeile von (c): setze „. . . flut- 
baren Längen , . .“ 

40 [d] (d), Überschrift, 1. Zeile: setze „Be- 
stimmungen“ anstelle von „Regeln“ 


*) [g] ~ englischer Wortlaut, [d] = deutscher Wort- 
laut, [f] ~ französischer Wortlaut. 


Seite 

43 [d] R 6 (a) (ii), 1. Zeile: setze „der 

Stufe“ anstelle von „dem Absatz“ 

44 [d] (d), vorletzte Zeile: setze „wie eine 

Stufe“ anstelle von „wie ein Absatz“ 

44 [d] (e), 1. Zeile: setze „eine Stufe“ an- 
stelle von „einen Absatz“ 

44 [d] (e) (Ii), 2. Zeile: setze „der Stufe“ 
anstelle von „des Absatzes“ 

44 [d] (e) (iii), 2. Zeile: setze „die Stufe“ 
anstelle von „der Absatz“ 

44 [d] (e) (iii), 4. Zeile: setze „der Stufe“ 

anstelle von „des Absatzes“ 

45 [d] (f), 1. Zeile: setze „eine Stufe“ an- 

stelle von „einen Absatz“ 

45 [d] (g), 6. Zeile: setze „gestuften“ an- 
stelle von „abgesetzten“ 

45 [d] R 7 (a), 2. Abs., 2. Zeile: setze „ge- 

stuftes“ anstelle von „abgesetztes“ 

46 [d] (b) (Ii), 3. Zeile: setze „Dichtigkeit“ 

anstelle von „Dichte“ 

47 [d] R 8 (a) (i), letzte Zeile: setze „ange- 

ordnet“ anstelle von „angebracht“ 

48 [d] R 8 (a) (ii), vorl. Zeile: setze „die 

Stufe“ anstelle von „den Absatz“ 
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Seite 

50 [d] R 11 (b) (i), L Zeile; setze „Stufen“ 
anstelle von „Absätze“ 

65 [f] R 22 (a) (ii), 6. Zeile: füge ein hinter 
„Systeme de demarrage“: „approuve 
par TAdministration“ 

71 [d] R 28 (a), 8. Zeile: setze „Stufen“ an- 

stelle von „Absätze“ 

72 [d] R 29 (b), 7. Zeile: setze „Die“ an- 

stelle von „Diese“ 

73 [d] R 30 (b) (iii), 3. Zeile: setze „Sind“ 

anstelle von „Sie“ 

84 [d] (f) (i), 12. Zeile: füge ein hinter 
„Dampfschiffen“: „und auf Schiffen“ 

90 [d] R 54, Überschrift: setze „Ausgänge“ 
anstelle von „Notausgänge“ 

90 [d] R 54 (a) (i), 4. Zeile: setze „Aus- 
gänge“ anstelle von „Notausgänge“ 

90 [d] R 54 (a) (ii), 3. Zeile: setze „Aus- 
gänge“ anstelle von „Notausgänge“ 

90 [d] R 54 (a) (ii), 8. Zeile: setze „Aus- 
gang“ anstelle von „Notausgang“ 

93 [d] R 5, Überschrift: setze „Rettungs- 
boote“ anstelle von „Rettungs- 
geräte“ 

93 [d] R 5 (b), 2. Zeile: streichen 

93 [d] R 5 (h), 1. Zeile: setze „Die 

Schwimmfähigkeit eines hölzernen 
Rettungsbootes . . .“ 

100 [f] R 14 (b), 1. Zeile: setze „(b) des 
dispositifs approprics pour“ 

109 [d] (g) (i), 1. Zelle: setze „Patent-“ an- 
stelle von „Schwenk-“ 

109 [d] (g) (i), 6. Zeile: setze „Ausbringen“ 
anstelle von „Ausschwenken“ 

109 [d] (g) (ii), 5. Zeile: setze „Ausbringen“ 
anstelle von „Ausschwenken“ 

114 [d] (d) (I), 1. Zeile: setze „Patent-“ an- 
stelle von „Schwenk-“ 

114 [d] (d) (i), 6. Zeile: setze „Ausbringen“ 
anstelle von „Ausschwenken“ 

114 [d] (d) (Ii), 5. Zeile: setze „Ausbringen“ 
anstelle von „Ausschwenken“ 

122 [e, f, d] Fußnote: setze die Fußnote „1)“ 
über die Tabelle 

127 [d] 2. Zeile: setze . . Vollzugsordnung 
• für den Funkdienst . . .“ 


Seite 

139 [d] R 13, letzte Zeile: setze „besetzt“ 
anstelle von „bemannt“ 

147 [d] 5. und 6. Zeile: vertauschen und 
setzen 

... Auslandfahrt 

f 

beschränkte Auslandfahrt“ 

152 [f] 7. Zeile von unten: streiche „la“ 
zwischen „de“ und „delivrer“ 

154 [f] 8. Zeile von unten: streiche „la“ 
zwischen „de“ und „delivrer“ 

156 [e] (c) (Iv), 1. Zeile: setze „(iv) every 
power-driven vessel which“ 

159 [d] Art. 3 (b), 6. Zeile: setze „zeigen“ 

anstelle von „führen“ 

160 [d] Art. 4 (a), 2. Zeile: setze „anstatt“ 

anstelle von „anstelle“ 

161 [d] Art. 5 (b), 11. Zeile: streiche „vor- 

wärts“ hinter „Gruppe“ 

162 [d] Art. 7 (c), 12. Zeile: setze „sichtbar“ 

anstelle von „zu sehen“ 

163 [d] Art. 8 (c), 7. Zeile: setze „gezeigt“ 

anstelle von „geführt“ 

163 [f] Art. 8 (c), 6. Zeile: füge ein hinter 

„et (b)“: „ä Pexception des feux de 
cote quhls ne doivent pas montrer.“ 

164 [d] (c), 5. Zeile: setze „Wasser“ anstelle 

von „freie Fahrwasser“ 

164 [d] (c), 19. Zeile: setze „gezeigt werden“ 
anstelle von „angebracht sein“ 

164 [d] (d), 5. Zeile: setze „Wasser“ an- 

stelle von „freie Fahrwasser“ 

165 [d] (f), 1. Zeile: setze „fischende Fahr- 

zeuge“ anstelle von „die Fischerfahr- 
zeuge“ 

165 [d] (g), 1. Zeile: setze „Jedes vor Anker 
fischende Fahrzeug“ 

165 [d] (h), 8. Zeile: setze „zeigen“ anstelle 
von „setzen“ 

165 [d] Anmerkung: setze „fischende Fahr- 
zeuge“ anstelle von „Fischerfahr- 
zeuge“ 

167 [d] (e), 1. Zelle: setze „auf Grund“ an- 
stelle von „am Grund“ 

167 [d] (h), 1. Zeile: setze „Ein Wasserflug- 
zeug, das auf Grund festsitzt, muß 
das oder die in Absatz (f) und 
(g) vorgeschriebenen Ankerlichter 
führen.“ 
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169 [d] (iv), 17. Zeile: setze „in Überein- 
stimmung mit“ anstelle von „nach“ 

169 [d] (iv), 22. Zeile: setze „seinen Stand- 
ort“ anstelle von „seine Lage“ 

169 [d] (vii), 1. Zeile: setze „auf Grund“ 
anstelle von „am Grund“ 

169 [d] (ix), 1. Zeile: setze „Fahrzeug“ an- 

stelle von „Fischerfahrzeug“ 

170 [d] (ix), 5. Zeile: setze „Tonhöhe“ an- 

stelle von „Klanghöhe“ 

171 [d] Art. 18 (a), 4. Absatz, 7. Zeile: füge 

ein hinter „des anderen Fahrzeugs“: 
„oder das grüne Licht des einen 
Fahrzeugs dem grünen des anderen 
Fahrzeugs“ 

172 [d] Art, 24 (b), vorletzte Zeile: setze 

„dieses“ anstelle von „dies“ 

173 [d] Art. 26, 2. Zeile: setze „. . . muß 

einem mit Netzen, Leinen oder . . 
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173 [d] Art. 26, 8. Zeile: setze „. . . Fahr- 

wasser zu sperren, das außer von 
Fischerfahrzeugen auch noch von 
anderen Fahrzeugen benutzt wird.“ 

174 [d] Art. 28 (c), 5. Zeile: setze „oder im 

Geleit“ anstelle von „und im Geleit“ 

183 [d] Nr. 19, 4. Zeile: setze „elektroni- 
schen“ anstelle von „elektrotech- 
nischen“ 

183 [d] Nr. 20, Abs. 1, 7. Zeile: setze „Ge- 
samtbetriebsbereitschaft“ anstelle von 
„Gesamtbetriebswirtschaft“ 

192 [d] Sekretariat-: streiche „Gemeinsame 
Sekretäre, Bauausschuß“ bei Flerrn 
Fiiscock 

192 [e] Secretariat: streiche „Joint Secre- 
taries, Construction Committee“ bei 
Mr. Hiscock 
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